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7Ist das Standortauswahlverfahren  
gescheitert? Auswahl von Endlager-
standorten für hochradioaktive  
wärmeentwickelnde Abfälle
Bruno Thomauske

Der Realitätsschock: Ursachenanalyse, Schlussfolgerungen und Konsequenzen
Die Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle wird sehr viel länger dauern als bisher erwar-
tet. Dies hat allenthalben zu schockartigen Reaktionen geführt. Was die Ursachen für diese dramatische 
zeitliche Verschiebung sind und welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind, ist Gegenstand dieser Aus-
arbeitung.

1	 Standortauswahlgesetz (StandAG), Standortauswahlgesetz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1074), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2760) geändert worden ist.

2	 Zeitliche Betrachtung des Standortauswahlverfahrens aus Sicht der BGE, Rahmenterminplanung für Schritt 2 der Phase I bis zum Vorschlag der der Standortregionen 
und zeitliche Abschätzung für Phase II und III, BGE, Stand 16.12.2022. 

Einleitung und Zielstellung
Gemäß StandAG1 soll in einem partizipativen, 
wissenschaftsbasierten, transparenten, selbst-
hinterfragenden und lernenden Verfahren für die 
im Inland verursachten hochradioaktiven Abfäl-
le ein Standort mit der bestmöglichen Sicherheit 
für eine Anlage zur Endlagerung nach § 9a Absatz 
3 Satz 1 des Atomgesetzes in der Bundesrepublik 
Deutschland ermittelt werden. Der Standort mit der 
bestmöglichen Sicherheit ist derjenige, der im Zuge 
eines vergleichenden Verfahrens bestimmt wird und 
die bestmögliche Sicherheit für den dauerhaften 
Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisierender 
Strahlung und sonstigen schädlichen Wirkungen 
dieser Abfälle für einen Zeitraum von einer Million 
Jahren gewährleistet. Dazu gehört auch die Vermei-
dung unzumutbarer Lasten und Verpflichtungen für 
zukünftige Generationen. Die Festlegung des Stand-
ortes wird für das Jahr 2031 angestrebt.

Das StandAG statuiert vier zentrale Ziele:

1.	 Es soll ein Standort mit bestmöglicher Sicherheit 
für eine Anlage zur Endlagerung in der Bundes-
republik Deutschland ermittelt werden.

2.	 Der Standort mit der bestmöglichen Sicherheit 
ist der Standort, der im Zuge eines vergleichen-
den Verfahrens bestimmt wird (komparatives 
Verfahren).

3.	 Die Festlegung des Standortes wird für das Jahr 
2031 angestrebt. 

4.	 Vermeidung unzumutbarer Lasten und Verpflich-
tungen für zukünftige Generationen. 

Mit der Festlegung des Gesetzgebers, einen Endla-
gerstandort, der die bestmögliche Sicherheit für den 
dauerhaften Einschluss der Schadstoffe für 1 Milli-
on Jahre gewährleisten soll, in einem komparativen 
Verfahren zu ermitteln, besitzt die Bundesrepublik 
Deutschland ein Alleinstellungsmerkmal. Alle ande-
ren Nationen, die sich auf den Weg begeben haben, 
ein Endlager einzurichten, beschränken sich auf 
einen geeigneten Standort und formulieren nicht 
den Anspruch, auf ihrem Territorium einen Standort 
mit der bestmöglichen Sicherheit zu identifizieren. 

Dabei ist die Frage bislang nicht beantwortet, ob 
dieser Anspruch nicht auf eine unmögliche Leistung 
gerichtet ist bzw. ob ein solcher Anspruch überhaupt 
objektivierbar erfüllbar ist. Es ist auch nicht geklärt, 
anhand welcher Kriterien wirtsgesteinsübergrei-
fend ein solcher Vergleich erfolgen kann, falls er 
überhaupt möglich ist.

Im Dezember 2022 hat die Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) eine zeitliche Betrachtung des 
Standortauswahlverfahrens auf Grundlage einer 
Rahmenterminplanung2 bzw. einer Abschätzung 
vorgelegt. Darin kommt die BGE zu dem Ergebnis, 
dass das Standortauswahlverfahren nicht zu dem 
gesetzlich angestrebten Ziel 2031, sondern frü-
hestens 2068 abgeschlossen werden kann. Nicht 
berücksichtigt sind hierbei die Zeiträume für die 
gesetzlich vorgesehenen Beteiligungsverfahren, 
für die Überprüfungen durch das Bundesamt für 
die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE), 
die Prüfungen durch das Bundesministerium für 
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Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (BMUV), für die Erarbeitung und 
Einholung der Stellungnahmen seitens des Nationa-
len Begleitgremiums (NBG), die parlamentarischen 
Befassungen und die Gesetzgebungsverfahren 
sowie die gerichtlichen Überprüfungen. 

Eine von BGE angegebene zweite Variante kommt 
zu einem deutlich früheren Verfahrensabschluss im 
Jahr 2048. Bei dieser Variante, die für die Erkun-
dung im Wesentlichen seismische Untersuchungen 
und (abgelenkte) Bohrungen vorsieht, hat die BGE 
nicht berücksichtigt, dass hierfür in anderen Län-
dern eine vorlaufende oder parallele Einrichtung 
eines Untertagelabors erfolgt, was den zeitlichen 
Vorteil dann kompensiert. 

Dies bedeutet, dass nunmehr von einer dramati-
schen zeitlichen Verschiebung auszugehen ist. Die 
Verfahrensdauer wird sich nicht um einige Jahre, 
sondern um mehrere Jahrzehnte und damit um ein 
Vielfaches verlängern. Der damit verbundene Reali-
tätsschock ist allenthalben vernehmbar. Alle neben 
der BGE in dem Prozess Verantwortung tragenden 
Institutionen zeigen sich überrascht, gar schockiert 
oder an der Nase herumgeführt.3 Gegenstand die-
ser Ausarbeitung ist eine Bewertung des vorgelegten 
Rahmenterminplans der BGE, eine Analyse, welche 
Gründe für die zeitliche Verschiebung ursächlich 
sind, welche weiteren Risiken im Verfahren mit Aus-
wirkungen auf die Zeitplanung bestehen, ob diese 
zeitliche Verschiebung nicht erwartbar war und 
wenn ja, ob sie von BGE, NBG, BASE und BMUV 
nicht hätte früher thematisiert werden müssen. Zu 
hinterfragen ist auch, ob diese Institutionen nichts 
von der zeitlichen Verschiebung ahnten oder gar von 
dieser wussten.

Auch muss die Frage nach einem Verlust der Glaub-
würdigkeit der im Verfahren beteiligten Firmen/
Institutionen sowie des Vertrauens in den Stand-
ortauswahlprozess gestellt werden. Am Ende ist 
die Frage aufzuwerfen, ob das Standortauswahl-
verfahren in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung 
durchführbar ist, welche Schlussfolgerung aus dem 
bisherigen Verfahren und welche Konsequenzen für 
den weiteren Prozess aus diesem nun vorliegenden 
Ergebnis zu ziehen sind. 

Hierzu bedarf es einer Analyse, welche Bedeutung 
der dramatischen zeitlichen Differenz zwischen 
der Sollvorschrift des StandAG und der erheblichen 

3	 69. Sitzung des Nationalen Begleitgremiums vom 09.12.2022, Hotel Rossi, Berlin, Livestream auf dem YouTube-Kanal des NBG.
4	 Auswahlverfahren für Endlagerstandorte. Empfehlungen des AkEnd-Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte, Dezember 2002.
5	 B. Thomauske, Wege zur Endlagerung radioaktiver Abfälle in der Bundesrepublik Deutschland. Wird die Verantwortung auf zukünftige Generationen verschoben?  

atw 49. Jg. (2004) Heft 4 – April. 

zeitlichen Verschiebung zukommt. Auch das Verhal-
ten der verschiedenen Akteure im Vorfeld und nach 
der Veröffentlichung der zeitlichen Verschiebung 
bedarf einer genaueren Betrachtung, berührt die-
ses ja auch die Frage von deren Glaubwürdigkeit und 
damit des Vertrauens in den Gesamtprozess sowie in 
die das Verfahren tragenden Institutionen. 

Die Frage geht aber noch tiefer, da offen disku-
tiert werden muss, ob die Zielsetzung, mittels 
eines komparativen Ansatzes den Standort mit der 
bestmöglichen Sicherheit für eine Anlage zur Endla-
gerung nach § 9a Absatz 3 Satz 1 des Atomgesetzes in 
der Bundesrepublik Deutschland zu ermitteln, über-
haupt erfüllbar ist oder ob sich die Bundesrepublik 
mit diesem Prozess überhoben hat.

Das Standortauswahlverfahren –  
ein Blick in die Entwicklungsgeschichte

Seit 1979 wurde der Salzstock Gorleben in Nieder-
sachsen auf seine Eignung als Endlager für alle Arten 
radioaktiver Abfälle, insbesondere der wärmeentwi-
ckelnden hochradioaktiven Abfallstoffe, untersucht. 
Von der CDU-geführten Bundesregierung wurde die 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) beauftragt, für den Fall einer Nichteignung 
des Salzstockes Gorleben Formationen im Nicht-
salinar (1994), Salz (1995) und Ton (2007) zu 
untersuchen und zu bewerten.

Die Erkundung des Salzstockes Gorleben wurde am 
01. Oktober 2000 in Folge einer Vereinbarung zwi-
schen der Rot/Grünen-Bundesregierung und den 
Energieerzeugungsunternehmen für mindestens 
3 bis maximal 10 Jahre zur Klärung von soge-
nannten Zweifelsfragen unterbrochen (Gorleben 
Moratorium). Im Februar 1999 hat der damali-
ge Umweltminister Trittin zur Entwicklung eines 
Verfahrens und von Kriterien zur Suche und Vor-
auswahl von Standorten zur sicheren Endlagerung 
den Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstand-
orte (AkEnd) eingerichtet. Dieser Arbeitskreis hat 
seinen Abschlussbericht4 im Dezember 2002 vorge-
legt. Zielstellung des AkEnd war, kriteriengesteuert 
den unter Vorauswahlgesichtspunkten relativ besten 
Standort in Deutschland in einem vergleichenden 
Verfahren auszuwählen. Standorte mit ungenügen-
der Datengrundlage sollten zurückgestellt werden. 
Es ist zu beachten, dass der unter Vorauswahlge-
sichtspunkten relativ beste Standort nicht der unter 
Eignungskriterien beste Standort sein muss.5 
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Der Ausstieg aus der Kernenergie in der Bundes-
republik Deutschland im Jahre 2011 hat aus Sicht 
der politischen Parteien SPD/CDU/CSU/FDP und 
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN zu einer gewissen poli-
tischen Befriedung geführt. Daraus abgeleitet gab 
es Überlegungen, auch das Konfliktthema Endlage-
rung zu befrieden. 

Den Anstoß für einen Neubeginn der Suche für ein 
Endlager für hochradioaktive wärmeentwickelnde 
Abfälle gab im Jahr 2011 das Umweltministerium 
des Landes Baden-Württemberg.6 Nach einem in-
tensiven politischen Diskussionsprozess wurde das 
Zeitfenster politischer Übereinstimmung in dieser 
Frage genutzt und im Jahr 2013 die erste Versi-
on des Standortauswahlgesetzes7 verabschiedet.  
Gegenstand war die Identifizierung eines Endlager-
standorts, der die bestmögliche Sicherheit für den 
dauerhaften Einschluss der Schadstoffe für 1 Million 
Jahre gewährleistet, in einem komparativen Ver-
fahren bis zum Jahr 2031. Dies stellte die zentrale 
Anforderung des StandAG dar. Es beinhaltet darüber 
hinaus, dass vor das eigentliche Verfahren zur Durch-
führung der Standortauswahl eine Kommission 
eingesetzt werde mit der Aufgabe, das neue Gesetz 
zu evaluieren. Die Kommission hatte zur Aufgabe, 
einen Bericht zu erarbeiten, der auf sämtliche ent-
scheidungserheblichen Fragestellungen eingeht, das 
Gesetz einer Prüfung unterzieht und Bundestag und 
Bundesrat entsprechende Handlungsempfehlungen 
unterbreitet. Der Abschlussbericht8 der Kommission 
wurde nach einer zweijährigen Erarbeitungsphase im 
Juli 2016 vorgelegt und Bundestag/Bundesrat über-
geben. Hinsichtlich des erforderlichen Zeitrahmens 
für den Standortauswahlprozess kam die Endlager-
kommission zu dem Ergebnis, dass das Jahr 2031 
zwar nicht erreichbar sei, aber Anstrengungen un-
ternommen werden sollten, ohne Beeinträchtigung 
der Sicherheit den Zeitrahmen zu begrenzen. Auf 
der Grundlage des Kommissionsberichts7 erfolgte 
dann die Novellierung des Standortauswahlgeset-
zes im Mai 2017.9 Daneben bedurfte es zudem eines 
Gesetzes zur Neuordnung der Organisationsstruktur 
im Bereich der Endlagerung10 vom 26. Juli 2016. Die 
Gründung der relevanten Institutionen erfolgte im 
Juli 2016 (BGE) und November 2016 (NBG). Bereits 
im September 2014 war das BASE eingerichtet wor-
den. Die BGE hat die Arbeiten zur Standortsuche am 
5. September 2017 aufgenommen.

6	 Eckpunktepapier zur Endlagerung Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle in Deutschland, „Endlagerung streitfrei stellen“, Baden-Württemberg, Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, 01.11.2011.

7	 Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle und zur Änderung anderer Gesetze (Standortauswahlge-
setz – StandAG), 23. Juli 2013.

8	 Verantwortung für die Zukunft; Ein faires und transparentes Verfahren für die Auswahl eines nationalen Endlagerstandortes; Abschlussbericht, Kommission Lagerung 
hoch radioaktiver Abfallstoffe, K-Drs. 268, Juli 2016.

9	 Standortauswahlgesetz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1074), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7.  Dezember 2020 (BGBl. I S. 2760) geändert worden ist.
10	Gesetz zur Neuordnung der Organisationsstruktur im Bereich der Endlagerung vom 26. Juli 2016 (BGBl. I 2016 Nr. 37 S. 1843).

Wie in dem Zwischenbericht Teilgebiete vom 28. 
September 2020 der Bundesgesellschaft für Endla-
gerung mbH (BGE) ausgeführt, war der Salzstock 
Gorleben aus geologischen Gründen aus der wei-
teren Endlagersuche ausgeschieden. Er ist nach 
Anwendung der geowissenschaftlichen Abwä-
gungskriterien gemäß § 24 StandAG kein Teilgebiet 
geworden. Am 17. September 2021 hat das Bundes-
umweltministerium (BMU) entschieden, die BGE 
mit der Stilllegung des Bergwerks zu beauftragen.

Zeitbedarf für das  
Standortauswahlverfahren

Gesetzlicher Rahmen und neue  
Entwicklungen 
Bereits im ersten Standortauswahlgesetz 20136 
wurde das Ziel formuliert, das Standortauswahlver-
fahren im Jahre 2031 abzuschließen. So heißt es dort 
in § 1 Abs. 5, das Standortauswahlverfahren soll bis 
zum Jahr 2031 abgeschlossen sein. 

Diese zeitliche Zielvorgabe war intensiver Diskus-
sionspunkt in der Endlagerkommission. Zentral 
waren die Argumente, dass Akzeptanz und eine 
dafür erforderliche umfangreiche Beteiligung der 
Öffentlichkeit Voraussetzung für ein gelingendes 
Verfahren sind, die Ausgestaltung des Prozesses 
nicht zu Lasten der Endlagersicherheit gehen darf, 
aber andererseits eine möglichst geringe Zeitdauer 
für das Verfahren angestrebt werden sollte.

Dabei gab es vertiefte Diskussionen darüber, ob die 
Zielstellung für einen Abschluss des Suchprozesses 
und die Ermittlung eines Endlagerstandortes bis 
2031 erreicht werden kann. Die Kommission hat sich 
auf die Formulierung geeinigt, dass der Zeitbedarf 
nachrangig zu den Zielen Sicherheit und Partizipa-
tion ist, in der Abwägung aber auch die Situation 
der Zwischenlager zu berücksichtigen sei. Ande-
rerseits wurde seitens der Kommission ausgeführt: 
„Die Erfahrungen mit Zeitdauern von Großprojekten 
… zeigen mehr als deutlich, dass ein solcher Zeitplan 
nach heutiger Einschätzung nicht funktionieren wird. 
… Allerdings führt ein deutlich größerer Zeitbedarf zu 
erheblichen Problemen.8“ (S. 246). 

Nach Vorlage des Abschlussberichts der Endlager-
kommission wurde das StandAG novelliert. Die 
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zeitliche Zielvorgabe wurde leicht abgeändert. Nun-
mehr heißt es: Die Festlegung des Standortes wird 
für das Jahr 2031 angestrebt. Die neue Formulierung 
ist also etwas vorsichtiger gehalten und lässt mehr 
Raum für eine Nichterreichung dieses Ziels.

Auch Prof. Dr. Klaus Töpfer, einer der zwei Vorsit-
zenden des Nationalen Begleitgremiums (NBG), 
äußerte sich am 5. September 2017 anlässlich der 
Auftaktveranstaltung zur Standortsuche in Anwe-
senheit der Bundesministerin Barbara Hendricks 
in Berlin vorsichtig zur Erreichbarkeit des Termins. 
Wenn es nicht 2031 werde, wäre er auch mit 2038 
zufrieden.11

Nunmehr stehen aber gänzlich andere Zeitdauern 
im Raum. Diese sind nicht überraschend und waren 
vorhersehbar, passten jedoch nicht in die Vermittel-
barkeit des Prozesses. Der politische Umgang mit 
dem neuen Zeitrahmen hat eine lange Entwicklungs-
geschichte, für die noch kein Abschluss in Sicht ist. 

Verhalten der Kommission zur gesetzlichen 
Zeitvorgabe 
Die Frage nach der Dauer des Standortauswahlpro-
zesses war neben den Fragestellungen wie Kriterien 
und Beteiligungsformen ein wichtiges Thema in 
den Sitzungen der Kommission. Der Terminrahmen 
führte zu einer Reihe intensiver Diskussionen. 

11	Pressemitteilung der BGE vom 05.September 2017, Endlagersuche, Auftakt mit Bundesumweltministerin Hendricks in Berlin.
12	AkEnd, Vorgaben Arbeitsweise Standortsuche und Zeitbedarf. Kommission Endlagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe, K-Drs. 70, B. Thomauske,  

7. Sitzung, 06.12.2014. 

Ausgelöst wurde die Kontroverse durch einen Vor-
trag des Autors dieses Artikels, der schon in der 7. 
Sitzung der Kommission den Zusammenhang Stand-
ortsuche und Zeitbedarf thematisierte.12 Im Ergebnis 
wies die Ablaufbetrachtung selbst bei Zugrundele-
gung sehr optimistischer Annahmen (z. B. keine 
gerichtlichen Streitverfahren, keine Rücksprünge) 
eine deutlich größere Dauer des Suchprozesses aus 
und kam zu dem Ergebnis, dass ein Standort bei 
dem zugrunde gelegten Verfahren erst Jahrzehnte 
später gefunden werden kann und das im Gesetz an-
gestrebte Ziel, einen Standort bis 2031 zu ermitteln, 
keinesfalls erreichbar sei. 

Diese Analyse wurde in verschiedenen Kommis-
sionssitzungen diskutiert. Im weiteren Verlauf der 
Kommissionsarbeit hat der Autor dieses Artikels 
2016 eine Aktualisierung der Zeitplanung vorge-
nommen12 und neben einer optimistischen eine 
realistischere Variante sowie den aktuellen Stand 
der Vorgehensweise, der Bürgerbeteiligungen und 
des Rechtsschutzes berücksichtigt.

Die vertiefte detaillierte Analyse kam zu dem 
Ergebnis (realistische Variante), dass eine Standort-
festlegung nicht vor 2079 erreichbar sein wird. Die 
Ergebnisse der Analyse im Vergleich zu der Zielstel-
lung des Gesetzgebers sowie der aktuellen Planung 
der BGE ist in Tabelle 1 dargestellt. 

	| Nagra Bohrplatz Stadel 3. 
Foto: Nagra. Nationale Genossenschaft für die Lagerung radioaktiver Abfälle, CH.
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Darüber hinaus ist ausgeführt, dass eine Festlegung 
des Endlagerstandorts 2031 ohne jeden Bezug zur 
Realität ist und einer Veränderung bedarf. Dieser 
Analyse folgte die Kommission nicht. Der Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe 3 der Endlagerkommission, 
Prof. Grunwald, fasste das Ergebnis folgendermaßen 
zusammen (EK, 27. Sitzung, Grunwald, S. 58): „Das 
erste Szenario mit der Jahreszahl 2031 geht nicht, 
und das zweite Szenario wollen wir nicht.“ Diese For-
mulierung entsprach am Ende auch der Position der 
Kommission. Gleichwohl hat die Kommission darauf 
hingewiesen, dass „ein deutlich größerer Zeitbedarf 
zu erheblichen Problemen“ führt.

Der Abschlussbericht der Kommission weist 
schließlich folgende Ergebnisse hinsichtlich des er-
forderlichen Zeitbedarfs aus:

	p „Die Festlegung eines Endlagerstandortes soll 
nach dem Standortauswahlgesetz bis 2031 er-
folgt sein7.“ (S. 245)

	p „Angesichts von nach gegenwärtigen Erfah-
rungen plausiblen Zeitbedarfen für Genehmi-
gungsverfahren, für Öffentlichkeitsbeteiligung, 
für Abstimmung- und Abwägungsprozesse, für 
Rechtsschutzverfahren, für Nacherhebung von 
Daten und die Erkundung von Gebieten kommt 
man explorativ zu deutlich anderen Zeiträumen. 
… Die Inbetriebnahme (Beginn der Einlage-
rung der Abfälle) könnte erst für das nächste 
Jahrhundert erwartet werden, ein Verschluss 
erst weit in das nächste Jahrhundert hinein7.“ 
(S. 245)

Und weiter heißt es:
Die Gewährleistung der Sicherheit, die Sorg-
falt der Abwägungen und eine umfangreiche 
Beteiligung benötigen Zeit und verlängern das 
Verfahren.
Das Verfahren wird sich über einen langen 
Zeitraum erstrecken, der deutlich über das 
Jahr 2031/2050 hinausreicht. Beschleuni-
gungsmöglichkeiten im Verfahren auf Kosten von 
Sicherheit oder auf Kosten von Beteiligung lehnt 
die Kommission ab. Der Aufbau von Vertrauen 
benötigt Zeit und steht in Konflikt mit Ansät-
zen zu einer Beschleunigung des Verfahrens. 
Umgekehrt kann eine Verlängerung des Verfah-
rens möglicherweise begrenzt werden, sobald 
gesellschaftliches Vertrauen in hohem Umfang 
aufgebaut worden ist7.“ (S. 246) 

Am Ende hat sich die Kommission für die Formu-
lierung ausgesprochen, verfahrensverkürzende 
Maßnahmen nicht zu ergreifen, wenn sie zu Lasten 
der Sicherheit oder der Beteiligung gehen. Gleich-
wohl war auch klar, dass die drei Ziele bestmögliche 
Sicherheit, umfassende Partizipation und Termin-
gerechtigkeit nicht gleichzeitig erfüllbar sind. An 
diesem Punkt endete aber der Denkprozess der Kom-
mission. Sie entwickelte keinen Plan B für den Fall, 
dass das Verfahren deutlich mehr Zeit beanspruchen 
sollte. 

Dabei bestand die Befürchtung, ein allzu großer 
Zeitbedarf könnte den Prozess diskreditieren und 

Standortaus-
wahlgesetz

BGE
Rahmenterminplanung

Eigene Abschätzung 
(realistische Variante)**

Beginn des Standortauswahlverfahrens 2016 2017 2016

Phase I 2027 2027

Phase II 2051 2040

Phase III 2079 2073

Rechtsstreitverfahren - - 2078

Standortfestlegung 2031 2079 2079

Genehmigung
(2099)

2099

Errichtung 2114

Inbetriebnahme 2050* (2099) 2114

Tab. 1 
Analyse des Zeitbedarfs bis zur Inbetriebnahme des Endlagers basierend auf dem Standortauswahlgesetz sowie der Analyse des Autors dieses Artikels  
aus dem Jahr 2016. Mit dargestellt sind die Ergebnisse der Ablaufplanung der BGE aus dem Jahre 2022 einschließlich übertägiger und untertägiger Erkundung  
mit Ergänzungen des BASE. 
 
*) 	 vom BMU genannter Termin (Nationaler Entsorgungsplan 2015) 
**) 	eigene Abschätzung basierend auf den von der Kommission vorgesehenen Abläufen (K-Drs. /AG3-119)
	� (Abschätzung des Zeitbedarfs bis zur Inbetriebnahme des Endlagers, Kommission Endlagerung für hoch radioaktive Abfallstoffe,  

K-Drs./AG3-119, B. Thomauske, 03.04.2016) 
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den parteienübergreifenden Konsens gefährden.
Mittlerweile äußern ehemalige Kommissionsmit-
glieder, dass sie die im StandAG formulierte zeitliche 
Anforderung immer als unrealistisch angesehen 
haben. Dies wäre glaubwürdiger, wenn sie dies auch 
damals so geäußert hätten. Der damit einhergehen-
de Vertrauensverlust beschädigt nachhaltig die von 
ihnen repräsentierten Institutionen und das Verfah-
ren selbst. 

Rahmenterminplan der BGE

Mit Stand 16.12.2022 liegt der Bericht Zeitliche Be-
trachtungen des Standortauswahlverfahrens aus 
Sicht der BGE; Rahmenterminplanung für Schritt 
2 der Phase I bis zum Vorschlag der Standortregio-
nen und zeitliche Abschätzungen für die Phase II und 
III2 vor. Ein solcher Rahmenterminplan wurde im 
Abschlussbericht der Kommission Lagerung hoch ra-
dioaktiver Stoffe vom Juli 20167 (S. 247) gefordert. 
Dort heißt es: „der Vorhabensträger soll im Rahmen 
des Standortauswahlverfahrens frühzeitig einen Rah-
menterminplan mit Eckterminen und Meilensteinen 
entwickeln“. 

Terminplanung
Der Vorlage des o. g. Berichts zur Rahmentermin-
planung ging ein Schriftwechsel zwischen dem 

13	Schreiben an die Geschäftsführung der BGE zur Vorlage von Terminplänen im Standortauswahlverfahren, BASE, 29.10.2021.
14	Antwortschreiben der der BGE an das BASE hinsichtlich Terminpläne, BGE, 01.12.2021. 

BASE und der BGE voraus. Das BASE hatte zuletzt 
mit Schreiben vom 29. Oktober 2021 die BGE auf-
gefordert, die Vorlage des Rahmenterminplans 
für das Gesamtvorhaben und den Zeitplan für den 
zweiten Schritt der Phase I bis zum 26.11.2021 zu 
übermitteln.13 Das BASE äußerte in dem Schreiben 
Zweifel an der Einhaltung der gesetzlichen Zielstel-
lung, da bereits für die Vorlage des Zwischenberichts 
Teilgebiete drei Jahre benötigt wurden und für das 
umfangreiche weitere Programm nur noch zehn 
Jahre verblieben.

Die BGE hat dieses Schreiben mit Datum vom 1. De-
zember 2021 beantwortet.14  Darin führt die BGE 
aus, dass die Erarbeitung einer Ablaufplanung mit 
dem Start des Schrittes 2 Phase I (nach Vorlage 
des Zwischenberichts Teilgebiete) begonnen hat. 
Weiterhin wird ausgeführt, dass eine belastbare 
Ablaufplanung erst mit der Vorlage der Methode 
zur Durchführung der repräsentativen vorläufigen 
Sicherheitsuntersuchungen (rvSU) abgeschlossen 
werden könne. Die öffentliche Vorstellung und 
Diskussion hierzu sei erst für Ende März 2022 vor-
gesehen. Danach erfolge die konkrete Termin- und 
Ablaufplanung. Die BGE kommt zu diesem Zeitpunkt 
zu der Bewertung, dass ihr keine belastbaren In-
formationen vorliegen, die an einer Zielerfüllung 
bis zum Jahr 2031 zweifeln lassen.

	| Bohrkernzwischenlager (Comet Photoshopping GmbH). 
Foto: Dieter Enz
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Nur ein Jahr danach hat die BGE mit Stand 
16.12.2022 für den Schritt 2 der Phase I einen Rah-
menterminplan vorgelegt, für die nachfolgenden 
Verfahrensschritte lediglich zeitliche Abschätzun-
gen.

Die Planung der BGE sieht folgende Meilensteine 
vor: 

	p Übermittlung des Standortregionenvorschlags 
an das BASE im 2. Halbjahr 2027, 

	p für die übertägige Erkundung werden 7–11 
Jahre veranschlagt und 

	p für die untertägige Erkundung – abhängig vom 
gewählten Erkundungskonzept – zwischen  
5 Jahren und 23 Jahren. 

Bereits vor Veröffentlichung der Zeitplanung für das 
Standortauswahlverfahren hat am 11. November 
2022 die SZ berichtet, dass das Endlager frühesten 
2046 kommt, ggf. aber auch erst 2068.15 Diese Aus-
sage bezog sich aber lediglich auf den Abschluss des 
Standortauswahlverfahrens, soweit es die Zeitpla-
nung der BGE anbelangte. 

15	Atom-Endlager kommt nicht vor 2046, Süddeutsche Zeitung (SZ), 11.11.2022. 

Für die untertägige Erkundung hat die BGE 2 Va-
rianten betrachtet:

Variante 1: 
5–6 Jahre untertägige Erkundung mittels  
Seismik und Bohrungen
Die Einrichtung eines Untertagelabors wurde seitens 
BGE nicht betrachtet, ist aber für jedes zu untersu-
chende Wirtsgestein international Standard; der 
Zeitbedarf für die Einrichtung eines Untertagela-
bors und der Durchführung der Untersuchungen ist 
mit ca. 20 Jahre anzusetzen. Die Fragezeichen hin-
sichtlich dieser Variante hat die BGE in ihrem Bericht 
(S. 94) deutlich hervorgehoben.

Aus Gründen der Unsicherheit hinsichtlich der 
Anwendbarkeit dieses Verfahrens und des Erforder-
nisses eines Untertagelabors wird diese Variante bei 
der zeitlichen Abschätzung nicht weiter betrachtet.

Variante 2:  
23 Jahre für untertägige Erkundung mittels 
Bergwerk gemäß Angabe der BGE.

	| Arbeiten im Felslabor Mont Terri. 
Foto: Nagra
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Für beide Varianten werden in der Phase III zu-
sätzlich 4 Jahre für die Tätigkeiten des BASE sowie 
1 Jahr für die des Gesetzgebers unterstellt. Zeiten für 
NBG oder Rücksprünge werden nicht berücksichtigt.
Dies führt zu einem Zeitbedarf für die untertägige 
Erkundung von 28 Jahren.

Dauer des Standortauswahlverfahrens  
bis zur Standortfestlegung
Auf der Grundlage der Abschätzung der BGE, der 
unterstellten zusätzlichen Zeitbedarfe für das 
BASE und das Gesetzgebungsverfahren beträgt 
die Gesamtdauer des Standortauswahlverfahrens 
56 Jahre und führt zu einer Standortfestlegung im 
Jahre 2079.

Das Ergebnis zeigt, dass die realistische Variante 
der Abschätzung des Zeitbedarfs des Verfahrens 
des Autors durch die Ablaufplanung der BGE implizit 
bestätigt wurde. Wunschvorstellungen, Verfahrens-
schritte ließen sich soweit beschleunigen, dass ein 
Verfahrensabschluss noch in den 2030-iger Jahren 
erreichbar würde, haben durch die Zeitbedarfsab-
schätzung des BGE keine Bestätigung gefunden. 	

In Tabelle 2 sind die auf der Grundlage der BGE abge-
leiteten Zeitbedarfe dargestellt und den Ergebnissen 
des Autors aus dem Jahre 2016 gegenübergestellt. 

Die Rahmenterminplanung der BGE unter Berück-
sichtigung der Kommentare des BASE zeigen eine 
dramatische Verschiebung des Zeitpunktes für 
eine Standortfestlegung. Unter Berücksichtigung 

der Prüfzeiten durch die Aufsichtsbehörde und die 
Zeiten für das Gesetzgebungsverfahren wird eine 
Standortfestlegung nicht wie vom Gesetzgeber an-
gestrebt im Jahre 2031, sondern erst 2079 möglich 
sein. 

Für das dann noch durchzuführende Genehmi-
gungsverfahren, basierend auf noch zu erbringenden 
standortspezifischen Nachweisen und der Anlagen-
planung, sind weitere 20 Jahre zu veranschlagen. 
Die nachfolgende Errichtung des Endlagers dauert 
mindestens weitere 15 Jahre unter Berücksichtigung 
der dann noch abzuteufenden Endlagerschächte. In 
Summe werden also mindestens weitere 35 Jahre ver-
gehen werden, bis das Endlager für hoch radioaktive 
Abfälle in Betrieb gehen kann. Ein betriebsbereites 
Endlager ist dann in diesem Jahrhundert nicht mehr 
erwartbar.

Eine vollumfängliche rechtliche Prüfung gemäß 
§ 20 (3) StandAG1 findet erst nach Abschluss des 
Genehmigungsverfahrens für den im Auswahl-
verfahren festgelegten Standort statt. Nach 
Festlegung des Endlagerstandorts im Jahre 2079 
und 20 Jahren Genehmigungsverfahren würde 
die rechtliche Prüfung dann etwa im Jahre 2100 
erfolgen können. Dies kann nur als eine nicht 
hinnehmbare zeitliche Verschiebung für den er-
forderlichen Rechtsschutz angesehen werden.

Gesamtdauer bis zur Einrichtung  
des Endlagers – der Kipppunkt
Die BGE hat für das Genehmigungsverfahren und 

	| Untertagelabor Andra, Schacht, Départements Marne/Haute Meuse. 
Foto: ANDRA (Agence nationale pour la gestion des déchets radioactifs)
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die Errichtungsphase keine Abschätzung des erfor-
derlichen Zeitbedarfs vorgenommen. Insofern kann 
nur die Angabe des BMUV herangezogen werden. 

Dieser liegt aber keine Planung oder Abschätzung 
zugrunde und stellt somit lediglich eine Zielvorstel-
lung dar. Die vom BMUV genannte Zielvorstellung 

Tab. 2 
Gesamtdauer des Standortauswahlverfahrens gemäß Terminplanung der BGE und der Unterlage der Kommission aus dem Jahre 2016.12  
 
*) 	 Planung gemäß BGE2/BASE  (Variante mit untertägiger Erkundung) 
**) 	Analyse gemäß Beitrag des Autors aus dem Jahre 201612 

	 (Statement des BASE zum Digitalen PFE-Workshop „Zeitbedarf und Zeitplanung der Standortsuche“ am 13.01.2023, BASE; GZ:B1-BASE-BASE31130/0002#0001)

Phasen 
 
 

Zeitraum
(ab 2023) 

 

Ergebnis 
 
 

Dauer*

(Jahre) 
 

Gesamt- 
dauer*

(Jahre) 

Abschätzung  
des Autors  

Dauer**

(Jahre)

I

2023–2027
BGE:  
Vorschlag Standorte nach übertägiger Erkundung 

  5

11   42028–2033 BASE: Prüfung des Vorschlags   5

2033–2034 Gesetzgebungsverfahren   1

II

2034–2045
BGE:  
Vorschlag Standorte nach untertägiger Erkundung

11

17 132045–2050 BASE: Prüfung des Vorschlags   5

2050–2051 Gesetzgebungsverfahren   1

III

2051–2074 BGE: Vorschlag Standort 23

28 332074–2078 BASE: Prüfung des Vorschlags   4

2078–2079 Entscheidung Gesetzgeber   1

Rechtsschutz – –   5

Dauer 56 56

Standortfestlegung 2079 2079

	| Eingang des Forschungs- und Entwicklungstunnels des Untertagelabors der Andra, Départements Marne/Haute Meuse. 
Foto: ANDRA
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beträgt ohne weitere Detaillierung 20 Jahre nach 
Festlegung des Endlagerstandorts bis zur Inbetrieb-
nahme. Dies würde dann zu einer Aufnahme des 
Endlagerbetriebs frühestens im Jahre 2099 führen. 

Nach der Abschätzung des Autors dieses Artikels 
würde der Endlagerbetrieb demgegenüber frü-
hestens 2114 möglich sein. Damit ist als Ergebnis 
festzuhalten, dass ein Szenario 2031/205016 für die 
Standortfestlegung/Inbetriebnahme keine Grund- 
lage mehr hat. Eine Verlängerung des Suchverfah- 
rens um 50 und bis zur Inbetriebnahme um mehr als 
60 Jahre zeigt, dass der bisherige Zeitrahmen nicht 

16	Programm für eine verantwortungsvolle und sichere Entsorgung bestrahlter Brennelemente und radioaktiver Abfälle (Nationales Entsorgungsprogramm), BMU, 2015. 

etwa „optimistisch“ oder „ambi-
tioniert“ war, er hatte schlicht 
keine Realitätsgrundlage. 

Die Endlagerkommission hat in 
ihrem Abschlussbericht auf die 
sich daraus ergebenden Folgen 
hingewiesen: „Allerdings führt 
ein deutlich größerer Zeitbe-
darf zu erheblichen Problemen. 
Derart lange Zeiträume würden 
nachfolgende Generationen er-
heblich belasten, stünden in 
Gegensatz zu ethischen Forde-
rungen, würden umfangreiche 
Zwischenlagerungen mit ent- 
sprechenden Sicherheitsanfor- 
derungen und Genehmigungs-
verfahren notwendig machen, 
würden die Gefahr des Erlah-
mens und Ermüdens mit sich 
bringen und das Risiko erhö-
hen, dass der ganze Prozess 
nicht zielführend abgeschlos-
sen wird.“ 7 (S. 246).

Genau dieser Fall ist nun ein-
getreten. Der Zeitbedarf hat 
sich dramatisch vergrößert 
und damit auch das Risiko des 
Scheiterns dieses Verfahrens 
aus den o. g. Gründen. Dabei 
hat die Endlagerkommission 
nicht einmal an eine derartig 
gravierende Verlängerung des 
erforderlichen Zeitrahmens ge-
dacht. Dies bedeutet, dass das 
Verfahren an einem Kipppunkt 
angelangt ist. Die Entscheidung 
steht an, ob das Verfahren im 
Sinne eines weiter so (den unter 

Sicherheitsgesichtspunkten relativ besten Standort 
in der Bundesrepublik zu finden) fortgeführt oder ob 
es hin zu machbaren Zielen (geeignet anstelle von 
bestmöglich) fortentwickelt werden soll.

Die sicherheits- und akzeptanzmindernden 
Folgen des neuen Zeitrahmens
Die Verlängerung des Zeitrahmens führt zu einer 
Reihe relevanter auch sicherheitsvermindernder und 
ökonomischer Konsequenzen:
1.	 �Die Akzeptanz droht auf dem langen Weg verlo-

ren zu gehen, was sich schon heute daran ablesen 
lässt, dass dieses Thema einen Nischenplatz in 

	| ONKALO  
Demo Bohrloch  
für Lagerkanister. 
Foto: POSIVA
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der öffentlichen Wahrnehmung einnimmt. Es 
ist schon heute aus dem Blickfeld der Politik, 
der Medien und dem öffentlichen Interesse ver-
schwunden. 

	� Es ist auch nachvollziehbar, dass ein Verfahren, 
dessen Dauer bis zur Nutzung des Vorhabens in 
der Größenordnung von 100 Jahren liegt, deren 
Realisierung jenseits der eigenen Lebenserwar-
tung liegt, in deren Verlauf auch politische und 
territoriale Veränderung nicht außerhalb des 
denkbaren liegen und das so offenkundig jegli-
che Vorstellung von Generationengerechtigkeit 
verlässt, Akzeptanz einbüßt. 

	� Es muss ein Ausgleich geschaffen werden, der 
die Sicherheitsansprüche und den Zeitrahmen 
in einen machbaren Zielkorridor bringt, sodass 
die Last nicht in unzumutbarer Weise zukünfti-
gen Generationen aufgebürdet wird.

2.	� Bislang liegt der Fokus auf dem Standortaus-
wahlverfahren. Zukünftig müssen aber auch die 
anderen Aspekte, die von der Verfahrensdauer 
berührt werden, gleichgewichtig in den Blick ge-
nommen werden. Ziel muss ein Optimum für den 
Ausgleich der verschiedenen Risikosphären sein:

	p Sicherheit der Endlagerung zum Schutz der 
Bevölkerung, der Umwelt und zukünftiger 
Generationen,

	p Sicherheit bei der Zwischenlagerung hochra-
dioaktiver wärmeentwickelnder Abfallstoffe 
über die sehr viel längeren Zeiträume und ggf. 
unter Einschluss möglicher terroristischer Aus-
einandersetzungen in neuer Qualität,

	p Finanzierbarkeit des Vorhabens über deutlich 
längere Zeiträume als bei der Kostenermitt-
lung im Rahmen des Kernenergieausstiegs zu-
grunde gelegt

	p Berücksichtigung von Machbarkeit, Akzeptanz 
sowie hinnehmbarem Zeitrahmen.

3.	� Das StandAG priorisiert die bestmögliche Si-
cherheit bei größtmöglicher Partizipation der 
Bevölkerung. Der resultierende Zeitbedarf führt 
zu einer vollumfänglichen gerichtlichen Über-
prüfung erst in etwa 80 Jahren. Dies wird einem 
Rechtsschutzbedürfnis der Bevölkerung nicht ge-
recht. 

4.	� Beteiligungsformate wie z. B. den Rat der Regio-
nen für derart lange Zeiträume einzurichten und 
wirksam zu erhalten ist realistischerweise nicht 
vorstellbar. Ein solches Verfahren erinnert eher 
an ein „Warten auf Godot“.

5.	� Auch das Gebot, konkurrierende Nutzung für 
derartig lange Zeiträume in den betroffenen Re-
gionen zu untersagen, ist volkswirtschaftlich 
inakzeptabel. 

6.	� Es ist wenig realistisch, dass ein Verfahren über 
einen Zeitraum verfolgt wird, wie er sich aus der 

BGE-Planung ergibt. Soll der Prozess nicht schei-
tern, muss der Zeitrahmen drastisch verkürzt 
werden. Dies kann nicht ohne Abstriche bei den 
Anforderungen an das Standortauswahlverfah-
ren und bei der Partizipation erfolgen, was aber 
ohne Reduzierung der Endlagersicherheit mög-
lich ist.

	p Es gibt keinen Nachweis, dass ein bestmög-
liches Endlager mit der größtmöglichen Si-
cherheit überhaupt einen Sicherheitsvorteil 
gegenüber einem geeigneten, die Sicherheits-
anforderungen erfüllenden, Standort besitzt. 
Insofern kann ein für die Gesamtrepublik um-
fassender komparativer Prozess sämtlicher po-
tentieller Standortregionen unter Einschluss 
derer, für die nicht einmal eine hinreichende 
Datenbasis gegeben ist, aufgegeben werden. 
Ein solcher wäre nur erforderlich, wenn sich 
keine geeigneten Standorte finden ließen.

	p Das Verfahren kann auf einen Zeitrahmen be-
grenzt werden, der Partizipation zulässt und 
nicht von Beginn an auf viele Generationen 
angelegt ist.

Dies bedeutet, dass bei einer Verkürzung des Zeit-
rahmens nicht nur die bestmögliche Sicherheit – eine 
nur scheinbare höhere Sicherheit im Vergleich zu 
einem geeigneten Standort – und die größtmögliche 
Partizipation, sondern auch die sicherheitsver-
zehrenden und akzeptanzmindernden Prozesse 
beachtet werden.
Die Standortsuche muss sämtliche Sicherheitsan-
forderungen in den Blick nehmen und zu einem 
übergreifenden Optimum führen. Für ein Endlager 
ist letztlich nicht der bestmögliche Standort 
entscheidend, sondern die Erfüllung der Eignungs-
anforderungen. Es bedarf eines geeigneten Endla-
gers, nicht aber eines – nicht identifizierbaren – 
bestmöglichen Endlagerstandortes. Zu untersu-
chen wird sein, ob die Forderung nach einem best-
möglichen Endlager nicht entstanden ist aus dem 
Wunsch nach einer Aufgabe des Standortes 
Gorleben bzw. aus der zeitlichen Öffnung der 
Lösung der Endlagerfrage als Argumentationsbau-
stein zum Ausstieg aus der Kernenergie.

Die Kommunikation  
der Zeitverschiebung

Warum war von keiner Seite von 2017 bis Ende 2022 
zu dieser großen zeitlichen Verschiebung etwas zu 
vernehmen? Diese Frage bedarf einer Beantwortung. 
Dahinter verbergen sich Themen, die die Glaubwür-
digkeit der verantwortlichen Institutionen und das 
Vertrauen in einen noch zu entwickelnden Prozess 
tangieren: 
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	p Ist das Insichgeschäft zwischen BGE, BASE, 
BMUV, NBG nicht eine wesentliche Ursache für 
die feststellbare Intransparenz? 

	p Im Forschungsbereich sind es gerade und prak-
tisch ausschließlich staatliche und beim BMUV 
angebundene Institutionen, die Forschungs-
gelder an Universitäten, Forschungseinrichtun-
gen oder Firmen vergeben. Für diese gibt es in 
Deutschland im Endlagerbereich praktisch keinen 
anderen Auftrag- bzw. Geldgeber mehr. Am Ende 
stellt sich also für jeden Forschenden die Frage, 
ob er sich erlauben kann, diese Institutionen zu 
kritisieren mit der Gefahr, bei Ausschreibungen/
Auftragsvergaben künftig nicht mehr bedacht zu 
werden. 

	� Die Folge ist spürbar: Es gibt keine Kritik an Ent-
scheidungen der o. g. Institutionen von Seiten der 
Wissenschaft. Kritik wird – wenn überhaupt – nur 
noch neutralisiert durch Stellungnahmen von Ar-
beitsgemeinschaften oder Bundesanstalten (z. B. 
Deutsche Arbeitsgemeinschaft Endlagerforschung 
(DAEF), Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR)) geäußert, wie der Fall des 
Ausschlusses von Gorleben zeigt. 

	p Erfüllt der Zwischenbericht die im StandAG for-
mulierten Anforderungen und hätte er nicht zur 
vertieften Bearbeitung vom BASE an die BGE zu-
rückverwiesen werden müssen? Schließlich er-
folgte bei fehlender Datengrundlage die Bewer-
tung Teilgebiete durch Referenzdatensätze, die 
aber gerade nicht auf standortbezogenen Daten 
basieren und was am Ende zu der übergroßen 
Zahl an Teilgebiete geführt hat, die als „geeignet“ 
bezeichnet wurden. Tatsächlich wurden sie aber 
lediglich deshalb als geeignet eingestuft, weil 
positive Referenzdaten und keine standortbezo-
genen Daten zugrunde gelegt wurden. 

	� Diese Geeignetheit sagt also nichts über die Ge-
eignetheit der Teilgebiete aus, sondern lediglich, 
dass, wenn man günstige Referenzdaten zu-
grunde legt, diese Teilgebiete dann als vorläufig 
geeignet einzustufen sind. 

	� Diese Vorgehensweise führte zu der inakzeptabel 
hohen Anzahl von „geeigneten“ Teilgebieten, was 
im Hinblick auf den Auswahlprozess zu keiner 
Einengung und auch zu keinem Erkenntnisge-
winn führt. 

	| Untergrundlabor Äspö, Schweden. 
Foto: SKB
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	p Die BGE führt in ihrem Zwischenbericht aus, die 
Referenzdaten sukzessive durch Standortdaten 
ersetzen zu können. Ein Ergebnis jedoch, das 
54 % der Fläche der Bundesrepublik für grund-
sätzlich geeignet erklärt, stellt keine für das wei-
tere Verfahren nützliche Information dar. Das 
BASE ist mit der Annahme des Zwischenberichts 
Teilgebiete seiner Aufgabe nicht gerecht gewor-
den. Sie hätte ihn an die BGE zurückverweisen 
und diese verpflichten müssen, eine Bewertung 
der Standortregionen unter Verwendung der vor-
handenen oder zugänglichen geologischen Daten 
vorzunehmen. Falls sie sich dazu rechtlich nicht 
in der Lage sah, hätte sie dies über das BMUV ad-
ressieren können und auch müssen. 

	p Auch das Verwerfen des Standortes Gorleben mit 
Datum vom 17.09.2021 bedarf einer kritischen 
Analyse. Die Kriterien hierzu wurden durch die 
BGE in unzulässiger Weise interpretiert, was fach-
lich durch verschiedene Fachgruppierungen kriti-
siert wurde. Eine Beteiligung der Fachöffentlich-
keit hat es aber nicht gegeben. Dem Anspruch an 
Transparenz wurden BGE, BASE und BMUV somit 
nicht gerecht. Auch das NBG hat sich hierzu nicht 
verhalten und Glaubwürdigkeit eingebüßt. Dass 
die Entscheidung zum Gorleben-Ausschluss neun 
Tage vor der Bundestagswahl am 26.09.2021 ge-
fällt wurde, hat einen besonderen Beigeschmack. 

	p Der Kommissionsbericht enthält einen logischen 
Bruch. Nur im Fall des Kristallin darf, falls ein 
einschlusswirksamer Gebirgsbereich nicht aus-
gewiesen werden kann, der Behälter zusammen 
mit dem umgebenden Versatz den sicheren Ein-
schluss gewährleisten. Dieser Ansatz wurde von 
Teilen der Kommissionsmitglieder nicht be-
fürwortet. Es war aber Konsens, dass nicht die 
Kommission, sondern die BGE im Rahmen der 
Umsetzung des StandAG zu prüfen habe, ob dies 
ein akzeptables Konzept sein kann. Eine entspre-
chende Ausarbeitung seitens der BGE liegt hierzu 
bis heute nicht vor. 

Insofern ist festzustellen, dass der Bericht der Endla-
gerkommission nicht der letzte Evaluierungsschritt 
gewesen sein wird. Den nächsten Schritt aber nicht-
öffentlich zu bearbeiten wie von Mitgliedern des 
NBG auf ihrer 69. Sitzung3 gefordert und von der 
BGE und dem BASE begrüßt, kann nur das Miss-
trauen gegen diese Institutionen weiter erhöhen.

Schließlich stellt sich die Frage, ob die erforderliche 
Zeitdauer nicht eine Qualität erreicht hat, die den 
unbestimmten Sicherheitsvorteil, der in einer Iden-
tifizierung eines bestmöglichen Standortes liegen 
könnte, überwiegt und der Zeitfrage eine gleichran-
gige Bedeutung zugemessen werden muss. 

Reduzierung des Zeitbedarfs für das 
Standortauswahlverfahren

Ursachen für den hohen Zeitbedarf 
Vor einer Entscheidung, welche Änderungen am 
Standortauswahlgesetz vorzunehmen sind, um die 
Verfahrensdauer auf ein akzeptables Niveau zu be-
grenzen, bedarf es einer Analyse, was ursächlich für 
die lange Verfahrensdauer ist. 

A.	Ursachenanalyse 
	p Zu große Anzahl von Untersuchungs-/Teilun-

tersuchungsräume mit unterschiedlicher und 
limitierter Datengrundlage.

	p Berücksichtigung/Bewertung sämtlicher Teilge- 
biete einschließlich derer, für die die Datenlage 
nicht hinreichend ist.

	p Die Identifizierung eines unter Sicherheits-
gesichtspunkten relativ besten Standorts setzt 
voraus, dass die Kenntnis über einen Standort 
in einem Tiefgang vorliegen muss, dass ein Ver-
gleich möglich ist. Während es bei der Frage der 
Geeignetheit eines Standortes ohne Ranking 
ausreichend ist, konservativ die Parameter ab-
zuschätzen, bedarf es bei einem Vergleich der 
genauen Bestimmung der Parameter, was zu 
einem vielfach höheren Aufwand führt. 

	p Die Entscheidung über den relativ besten 
Standort ist rechtlich überprüfbar. Dies bedeu-
tet, dass der Tiefgang der Begründung einer 
solchen rechtlichen Überprüfung standhalten 
muss. Diese Anforderung ist aufwendig und 
somit zeitintensiv und zieht sich durch alle drei 
Phasen. 

	p Notwendigkeit eines diskursiven (nicht objekti-
vierbaren und damit angreifbaren) Verfahrens 
mit der Zielstellung eines Rankings für die Ge-
eignetheit der Standorte ist mit hohem Begrün-
dungs- und damit Zeitaufwand verbunden.

	p Fehlende wirtsgesteinsübergreifende Ver-
gleichskriterien und damit Berücksichtigungs-
notwendigkeit sämtlicher Standortregionen in 
sämtlichen Wirtsgesteinen.

	p Hohe Anzahl von übertägig zu erkundenden 
Standorten und zum Teil aufgrund nicht hinrei-
chender geowissenschaftlicher Daten.

B.	�Können die verschiedenen Ziele, zu denen 
auch die Fragen der Zwischenlagerung, der 
Finanzierbarkeit oder der Generationenge-
rechtigkeit gehören zu einem übergreifenden 
Optimum geführt werden?

	p Dies ist notwendig und möglich, setzt aber vor-
aus, den Standort ohne Vorgabe der bestmög-
lichen Sicherheit im Zuge eines vergleichenden 
Verfahrens zu bestimmen. 
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C.	�Warum sollte das Ziel, einen bestmöglichen 
Standort zu ermitteln, aufgegeben werden?

	p Ein relativ bester Standort ist aufgrund der unter-
schiedlichen Vor- und Nachteile bei den verschie-
denen Wirtsgesteinen nicht objektivierbar zu er-
mitteln. Auch innerhalb eines Wirtsgesteins gibt 
es sehr viele Varietäten, die nicht dazu führen, 
dass ein Standort als zweifelsfrei „besser“ oder 
„schlechter“ bewertet werden kann. Aus diesem 
Grunde setzt die BGE auf ein diskursives Verfah-
ren, das aber dazu führt, dass Bewertungen letzt-
lich subjektiv erfolgen. 

	p Hinzu kommt, dass die Datengrundlagen unter-
schiedlich vollständig sind, somit interpretiert 
und auf größere Gebiete übertragen werden 
müssen und so eine große Notwendigkeit für 
Interpretation entsteht. 

	p Das Auswahlverfahren ist nicht nur unter dem 
Kriterium der bestmöglichen Sicherheit, sondern 
auch im Hinblick auf die weiteren Aspekte wie 
Sicherheitsverzehr durch langfristige Zwischen-
lagerung bzw. Kosten, Akzeptanz, Generationen-
gerechtigkeit, Planungssicherheit zu bewerten.

	p Eine erste vollumfängliche gerichtliche Über- 
prüfung ist erst am Ende des Genehmigungs- 

verfahrens, das sich an die Standortfestlegung 
anschließt, vorgesehen. Dies könnte in frühes-
tens 80 Jahren der Fall sein, was im Sinne einer 
derzeitigen Beteiligung der Bevölkerung absurd 
anmutet. 

D.	�Insichgeschäft und  
Organisationsfragen

	� Eine maximale Intransparenz ist im Hinblick auf 
den bisherigen Verlauf des Standortauswahlver-
fahrens festzustellen. Das macht sich fest an dem 
Fehlen von vorlaufenden Hinweisen zu der Aufga-
be von Gorleben, die zudem bis heute nicht einem 
öffentlichen Diskurs unterzogen wurde, der Aus-
weitung der „geeigneten“ Teilgebiete, die nicht 
auf standortbezogenen, sondern auf Referenz-
daten beruht und einem erhöhten Zeitbedarf, der 
noch ein Jahr vor Veröffentlichung abgestritten 
wurde und der von keiner am Verfahren beteilig-
ten Institution angemessen thematisiert wurde. 
Dies lässt sich wohl nur damit erklären, dass die 
Organisationen ausschließlich ein Insichgeschäft 
betrieben haben. Diese Erkenntnis muss bei der 
zukünftigen Organisation der Endlagerung Be-
rücksichtigung finden.

	| Einlagerungsmodell Mont Teri (Comet Photoshopping GmbH). 
Foto: Dieter Enz
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E.	�Unterscheidbarkeit von Standortregionen 
unter Sicherheitsaspekten: 

	� Unterhalb einer Dosisleistungsschwelle sind 
Standorte als ununterscheidbar zu klassifizieren, 
da die Differenzierung der Freisetzung von Radio-
nukliden unterhalb der Dosisleistungsschwelle 
völlig ohne Belang ist und somit die Geeignet-
heit der Standorte dann als gleich zu bewerten 
ist. Sicherheitsanalysen sind hier die geeignete 
quantitative Bewertungsgrundlage anstelle qua-
litativer subjektiver Bewertungen auf Basis eines 
diskursiven Verfahrens.

Ergebnis:
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich mit dem 
Verfahren in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung 
überhoben. Es bedarf also im Sinne eines lernenden 
Verfahrens einer neuen Ausgestaltung des Vorge-
hens. In seiner jetzigen Form ist das Verfahren als 
gescheitert zu betrachten. Insofern drängt sich auf, 
die Suche nach einem bestmöglichen Standort auf-
zugeben und stattdessen einen geeigneten Standort 
zu ermitteln.

Notwendige Konsequenzen aus dem  
Scheitern des Standortauswahlverfahrens
Es bedarf tiefgreifender Korrekturen, wenn das 
Standortauswahlverfahren durchführbar gemacht 
werden soll. Die größte Verfahrenssicherheit wird er-
reicht, wenn das StandAG eine Novellierung erfährt, 
wohl wissend, dass dies eine politische Herausfor-
derung darstellt. Dafür sollen Eckpunkte benannt 
werden, die bei unveränderter Anforderung an die 
Sicherheit des Endlagers für eine Beschleunigung 
des Verfahrens essentiell sind: 

1.	� Sicherheit und Generationengerechtigkeit sind 
gleichrangige Ziele. Die Generationengerechtig-
keit ist eng verknüpft mit der Frage des zulässigen 
Zeitbedarfs. Die Anforderung, dass der gewählte 
Standort geeignet sein muss, ist fundamental. 

2.	� Aufgabe des Ziels, einen sogenannten „best-
möglichen“ Standort zu identifizieren. Dies 
bedeutet, Fokussierung auf die Identifizie-
rung eines geeigneten Standorts anstelle eines 
bestmöglichen Standortes. Da unterhalb einer 
Dosisleistungsschwelle alle Standortregionen 
unter Sicherheitsaspekten als gleich zu bewerten 
sind, bietet ein bestmöglicher Standort auch keine 
sicherheitstechnischen Vorteile.

3.	� Die Vorauswahl eignungshöffiger Standortregio-
nen wird beschränkt auf Regionen, für die eine 
hinreichende Datengrundlage gegeben ist. Sämt-
liche Gebiete, für die keine hinreichenden Daten 

17	BASE-Stellungnahme zum Zeitplan des Standortauswahlverfahrens, Schreiben an das Planungsteam Forum Endlagersuche, BMUV, Bonn, 22.03.2023

verfügbar sind, werden zurückgestellt; sie werden 
nur berücksichtigt, falls sich keine Mindestanzahl 
geeigneter Standortregionen findet.

4.	� Ein wirtsgesteinsübergreifender Vergleich soll-
te vor der Bewertung von Teilgebieten erfolgen. 
Die Anzahl der Wirtsgesteine ist frühestmög-
lich einzugrenzen. Nur so ist eine nennenswerte 
Verfahrensbeschleunigung möglich, die ohne Ein-
engung der Standortregionen nicht erfolgen kann. 
Ein Endlager, basierend allein auf der Behältersi-
cherheit, ist auszuschließen, da dies a priori nicht 
für einen eignungshöffigen, sondern einen die An-
forderungen nicht erfüllenden Standort erfolgt.

5.	� Die Anzahl der übertägig/untertägig zu erkun-
denden Standorte sollte gesetzlich begrenzt 
werden. Die Bearbeitungsdauer für Vorhabens-
träger, Genehmigungsbehörde und für das 
Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren sollte be-
fristet werden. 

6.	� Das Verfahren muss transparent und die betei-
ligten Institutionen unabhängiger voneinander 
werden. Eine notwendige Voraussetzung ist, dass 
Vorhabensträger, Genehmigung/Aufsicht und 
Forschung in unterschiedlichen Ministerien an-
gesiedelt werden.

7.	� Die wissenschaftliche Begleitung sollte verwal-
tungstechnisch außerhalb Vorhabensträger und 
Genehmigungs-/Aufsichtsbehörde angesiedelt 
werden. Dagegen abzugrenzen sind notwendige 
projektspezifische Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten, die zweckmäßigerweise bei BGE und 
BASE angesiedelt bleiben sollten. 

8.	� Die Einbindung von weiterer Fachkompetenz 
beim NBG ist notwendig, damit das NBG zukünf-
tig die ihr zugewiesene Rolle auch wahrnehmen 
kann.

Stellungnahme des BMUV zum Zeitplan
Das BMUV hat mit Stand 22.03.202317 eine Stel-
lungnahme zu Fragen des Planungsteams Forum 
Endlagersuche veröffentlicht. In dem Schreiben teilt 
das BMUV mit, dass

	p es trotz des langen Zeithorizonts wichtig ist, rea-
listische Zeitplanungen für einzelne Projektpha-
sen benennen zu können,

	p die bestmögliche Sicherheit wichtiger ist als eine 
Zeitvorgabe,

	p auf der Grundlage des Gesetzes das Vorgehen im 
Hinblick auf Beschleunigungspotentiale zu be-
werten sei,

	p eine substanzielle Einschränkung der Beteili-
gungsmöglichkeiten kommt für das BMUV nicht 
in Frage,
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	p für eine Anpassung der Auswahlkriterien sieht 
das BMUV keinen Anlass,

	p ob Anpassungen für die weiteren Phasen sinnvoll 
sind, könnte am Ende der ersten Phase entschie-
den werden.

Das BMUV plant zur Evaluation des Standortaus-
wahlverfahrens sowie zum Zeitplan die Einrichtung 
eines Arbeitskreises.

Das BMUV verfolgt eine „weiter-so“ Strategie. Weder 
Abstriche an der Anforderung, einen bestmöglichen 
Standort zu ermitteln, noch Einschränkungen bei 
den Beteiligungsmöglichkeiten werden zugelassen. 
Ansätze, wie eine relevante Zeitverkürzung daraus 
resultieren soll, werden nicht benannt. Insofern 
bleibt der Zeithorizont für die Lösung der Endla-
gerfrage das nächste Jahrhundert und damit die 
Übertragung der Lasten auf zukünftige Generatio-
nen. Im Unterschied zu anderen Ländern, denen ein 
verantwortungsvoller Umgang mit den radioaktiven 
Abfällen nicht abgesprochen wird und auch nicht ab-
gesprochen werden kann, bleibt die Bundesrepublik 
Deutschland bei ihrem eingeschlagenen Sonderweg.

Die Einschätzung drängt sich auf, dass die Le-
bensdauer dieses eingeschlagenen Weges um ein 
Vielfaches kürzer sein wird als der ins Auge gefass-
te Zeitrahmen für die Einrichtung eines Endlagers 
für hochradioaktive Abfälle. 

Fazit

Die Verfasser des StandAG und die Endlager-Kom-
mission haben ein Ideal postuliert. Das Verfahren 
sollte zu einem Standort mit bestmöglicher Sicher-
heit in ganz Deutschland führen, bezahlbar bleiben, 
Akzeptanz durch weitestgehende Partizipation ge-
währleisten, in einem überschaubaren Zeitrahmen 
realisierbar sein und dabei allein vom Staat bzw. 
staatlichen Institutionen durchgeführt werden.

Im Ergebnis lässt sich bereits nach 5 Jahren Stand-
ortsuche feststellen, dass sämtliche dieser Ziele 
verfehlt werden. Das Verfahren muss in dieser Form 
als gescheitert bewertet werden.

Das Verfahren ist somit an einem Kipppunkt 
angelangt, zu dem tiefgreifende Änderungen vor-
zunehmen sind, um die Endlagerfrage überhaupt 
einer Lösung zuführen zu können. Die Endlager-
kommission hat diese Gefahr zwar nicht vollständig 
ausgeblendet, sie hat aber hierfür keinen Lösungsan-
satz vorgedacht. Dieses Versäumnis der Kommission 
muss jetzt in Form eines öffentlichen Diskurses nach-
geholt werden. 

Ein Neustart ist erforderlich, wenn die Lösung der 
Endlagerfrage nicht in unzulässiger Weise auf zu-
künftige Generationen und in eine ferne Zukunft 
verschoben werden soll. Wenn dies in dieser Regie-
rungskonstellation nicht möglich sein sollte, bleibt 
nur abzuwarten, bis die offen zu Tage liegenden Er-
kenntnisse auch politisch Berücksichtigung finden. 
Die Fiktion von einem verfügbaren Endlager im 
Jahre 2050 wurde sehr schnell von der Realität ein-
geholt. Dass die Konsequenz jetzt in der Akzeptanz 
sehr viel längerer Zeitdauern liegt, zeigt die aktuelle 
politische Handlungsunfähigkeit.
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